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Präambel  
 
Aufgrund der §§ 7 und 77 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994 Seite 666 / 
SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.04.2022 (GV. NRW. 
Seite 490), aufgrund der §§ 4 und 5 des Kommunalabgaben-gesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. 1969 Seite 712 / SGV. NRW. 
610), zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 19.12.2019 (GV. NRW. Seite 1029) 
und Aufgrund des § 52 Abs. 5 in Verbindung mit § 1 Abs. 1, § 26 des Gesetzes über den 
Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG) vom 17.12.2015 (GV. 
NRW. 2015 Seite 886), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23.06.2021 (GV. 
NRW. Seite 762) hat der Rat der Gemeinde Rommerskirchen in seiner Sitzung am 31.08.2023 
folgende Satzung beschlossen: 
 
 
 
 
 
 
 
§ 1 Zweck der Brandverhütungsschau  
 
Die Brandverhütungsschau ist eine Aufgabe der Gemeinde. Bei der Durchführung der 
Brandverhütungsschau wird präventiv geprüft, ob Gebäude und Einrichtungen, die in erhöhtem 
Maße brand- oder explosionsgefährdet sind oder in denen bei Ausbruch eines Brandes oder bei 
einer Explosion eine große Anzahl von Personen oder erhebliche Sachwerte gefährdet sind, den 
Erfordernissen des abwehrenden Brandschutzes entsprechen. 
 
Die Prüfung der Erfordernisse des abwehrenden Brandschutzes dient der Feststellung 
brandschutztechnischer Mängel und Gefahrenquellen sowie von Maßnahmen, die der Entstehung 
eines Brandes oder der Ausbreitung von Feuer und Rauch vorbeugen und bei einem Brand oder 
Unglücksfall die Rettung von Menschen und Tieren, den Schutz von Sachwerten sowie wirksame 
Löscharbeiten ermöglichen.  
 
Brandschutztechnische Mängel im vorliegenden Sinne können baulicher oder betrieblicher Art 
sein. Ihnen gemeinsam ist, dass sie erfahrungsgemäß zu einer konkreten Gefährdung der 
geschützten Rechtsgüter führen können. Die Feststellung erfolgt nach fachlichen 
Gesichtspunkten unter Berücksichtigung der Erkenntnisse aus aktuellen und vergangenen 
Brandereignissen. In Einzelfällen kann es erforderlich sein, auch Sachverständige oder 
sachverständige Stellen heranzuziehen. 
 
Nach § 44 Abs. 1 BHKG NRW sind alle Eigentümer oder Besitzer von Gebäuden oder 
Grundstücken verpflichtet, die Brandverhütungsschau zu dulden. 
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§ 2 Gebührenpflichtige Amtshandlungen  
 
(1) Unter den Auslagenersatz fallen die Leistungen gemäß § 52 Abs. 5 BHKG i.V.m. § 10 

Gebührengesetz NRW 
 

a) zur Durchführung der Brandverhütungsschau im Sinne von § 26 BHKG einschließlich 
deren Vor- und Nachbereitung. Dies gilt auch in den Fällen, in denen die für die 
Brandverhütungsschau zuständige Dienststelle an Prüfungen der Bauaufsichtsbehörde 
beteiligt ist und dabei zugleich eine Brandverhütungsschau vornimmt,  

 
b) infolge erforderlicher Nachbesichtigungen (Nachschau), 
  
c) zur Abnahme einer Brandmeldeanlage einschließlich Wiederholungsabnahme nach 

Reparatur- oder Wartungsarbeiten, die aufgrund von Mängeln erforderlich sind, 
 
d) zur Inbetriebnahme eines Feuerwehrschlüsselkastens einschließlich Wieder-

inbetriebnahme nach Reparatur- oder Wartungsarbeiten, die aufgrund von Mängeln 
erforderlich sind, 

 
e) zur Mitwirkung bei Einsatz- und Sonderschutzplänen, betrieblichen Alarm- und 

Gefahrenabwehrplänen sowie sonstigen Ausarbeitungen. 
 
(2) Unberührt bleibt das Recht anderer Behörden, insbesondere der Bauaufsichtsbehörde, zur 

Erhebung von Gebühren aufgrund besonderer Vorschriften, wenn sie in eigener 
Zuständigkeit an der Durchführung der Brandverhütungsschau teilgenommen haben oder 
nach Durchführung der Brandverhütungsschau tätig geworden sind. 

 
(3) Weiterhin können andere Behörden ihre sonstigen Auslagen für Leistungen, die im 

Zusammenhang mit der Organisation der Brandverhütungsschau entstanden sind, nach 
dem Gebührengesetz NRW verlangen. 

 
 
 
§ 3 Berechnungsgrundlage 
 
Die Gebühren werden nach Dauer der einzelnen Amtshandlungen (einschließlich An- und 
Abfahrtsweg, Vor- und Nachbearbeitungszeiten) und nach der Zahl der notwendigen eingesetzten 
Kräfte bemessen. Die Gebühren betragen 19,50 € je angefangene Viertelstunde und eingesetzte 
Kraft. 
 
Werden die im Rahmen der Brandverhütungsschau vorstehend ausgeführten Leistungen gemäß 
§ 2 dieser Verordnung als Fremdleistung durchgeführt, sind die als Fremdleistung der Gemeinde 
Rommerskirchen angefallenen tatsächlichen Kosten der Brandverhütungsschau insoweit in 
vollem Umfang Auslagenersatz im Sinne dieser VO. 
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Zusätzlich, zu den vorgenannten Gebühren bzw. Kosten, wird eine auf Grundlage der jeweils 
gültigen Verwaltungsgebührensatzung der Gemeinde Rommerskirchen - derzeit in der Fassung 
der 1. Änderungssatzung vom 07. November 2013 - nach Ziffer 10. a) von derzeit 24,00 € erhoben. 
 
Die Fahrtkostenpauschale beträgt - auf Grundlage der Betriebswirtschaftlichen Berechnung der 
Kosten für ein Dienst-Kfz - pauschal 10,00 €.  
 
 
 
§ 4 Zeitliche Fo lge der Brandverhütungsschau 
 
(1) Die zeitliche Folge der Brandverhütungsschau richtet sich bei Objekten, die Gegenstand 

von Sonderbau-Verordnungen oder baurechtlichen Anordnungen sind, nach den 
entsprechenden baurechtlichen Vorschriften. Im Übrigen ist die Brandverhütungsschau je 
nach Gefährdungsgrad der in der Anlage 1 aufgeführten Objekte in Zeitabständen von 
längstens sechs Jahren durchzuführen.  

 
(2) Fehlen Vorschriften zu den Zeitabständen der Brandverhütungsschau, werden diese von 

der Gemeinde Rommerskirchen unter Berücksichtigung des Gefährdungsgrades von 
Objekten nach pflichtgemäßen Ermessen festgelegt.  

 
 
 
§ 5 Gebührenschuldner  
 
Gebührenschuldner ist der Eigentümer, Besitzer oder sonstige Nutzungsberechtigte des der 
Brandverhütungsschau unterworfenen Objektes sowie derjenige, der eine Leistung gemäß § 2 
Abs. 1 Buchstabe c) bis d) beantragt. Mehrere Personen im Sinne des Satzes 1 haften als 
Gesamtschuldner. 
 
 
 
§ 6 Entstehung, Festsetzung, Fälligkeit, Stun dung, Erlass der K oste n  
 
(1) Die Kosten entstehen mit Abschluss der Amtshandlung. Die Kosten werden durch Bescheid 

festgesetzt. Sie sind mit Zugang des Bescheides fällig und innerhalb von einem Monat zu 
entrichten. 

  
(2) Die Entrichtung des Auslagenersatzes kann ganz oder teilweise gestundet werden, wenn 

die Entrichtung innerhalb des angegebenen Zeitraumes eine erhebliche Härte für den 
Schuldner bedeuten würde und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint.  

 
(3) Von der Erhebung der Gebühr kann abgesehen werden, soweit dies nach Lage des 

Einzelfalles eine unbillige Härte wäre oder aufgrund gemeindlichen Interesses gerechtfertigt 
ist. 
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§ 7 Inkrafttr eten  
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Durchführung der 
Brandschau in der Gemeinde Rommerskirchen vom 03.07.2001 außer Kraft. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Durchführung der 
Brandverhütungsschau der Gemeinde Rommerskirchen wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
 
 
Hinweis: 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023) in der z.Zt. gültigen 
Fassung kann die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen 
diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Rommerskirchen, den 01.09.2023 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Gez. 
 
 
(Dr. Martin Mertens) 
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Anlage 
Liste der Brandverhütungsschauobjekte 
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(2.) Die Fristen berücksichtigen den Gefährdungsgrad und entsprechen der Einstufung des AK VB/G der 
AGBF Bund aus 01/2000 (Fortschreibung in 10/2012), wobei die dortigen maximalen Fristen von 5 Jahren 
entsprechend dem BHKG NRW auf 6 Jahre festgesetzt wurden. 
 
(3.) Gemäß Stellungnahme des Ministeriums für Inneres und Kommunales (MIK) vom 28.11.2014 zu den 
hier definierten Objektgruppen „spricht grundsätzlich nichts gegen eine konkludente Anwendung der Inhalte 
des Erlasses (aus 1998), da diese bis auf erforderliche Aktualisierungen bzw. Anpassungen weiterhin die 
Rechtsauffassung (des MIK) widerspiegeln“. 
 
(4.) Entsprechend der bevorstehenden Novellierung der BauO NRW sowie der SBauVO NRW wird der 
Lenkungsausschuss VB nach Erscheinen der Rechtvorschriften eine Anpassung der Objektgruppen 
vornehmen, soweit dies inhaltlich erforderlich wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


